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1. Instanz

Aktenzeichen S 3 RA 1055/99-14
Datum 16.06.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 RA 85/03
Datum 14.11.2003

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 16. Juni
2003 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im
Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt die Neufeststellung seiner Regelaltersrente unter
BerÃ¼cksichtigung weiterer Beitragszeiten nach dem Fremdrentengesetz (FRG).

Der 1921 in C / RumÃ¤nien geborene, im Jahr 1948 nach Israel ausgewanderte und
seit dem 2. Januar 1958 in den Vereinigten Staaten von Amerika lebende KlÃ¤ger
gehÃ¶rt zum Personenkreis der vom Nationalsozialismus Verfolgten. Er beantragte
bei der Beklagten im Januar 1997 u.a. die GewÃ¤hrung von Regelaltersrente.

Nach Beiziehung der EntschÃ¤digungsakten des Amtes fÃ¼r Wiedergutmachung in
S (VA-Nr. ) gewÃ¤hrte die Beklagte dem KlÃ¤ger nach Zulassung zur
Nachentrichtung von freiwilligen BeitrÃ¤gen nach Nr. 8 des Schlussprotokolls (SP)
zum deutsch-amerikanischen Sozialversicherungsabkommen (DASVA) fÃ¼r die Zeit
ab 1. Juli 1990 Regelaltersrente (Bescheid vom 30. Oktober 1998; Zahlbetrag ab 1.
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Januar 1999 = monatlich 228,06 DM). In Anlage 10 des Bescheides lehnte die
Beklagte die BerÃ¼cksichtigung der von dem KlÃ¤ger geltend gemachten Beitrags-
bzw. BeschÃ¤ftigungszeit nach dem FRG vom 1. Juli 1937 bis 30. Juni 1941 als nicht
nachgewiesen bzw. nicht ausreichend glaubhaft ab. Der KlÃ¤ger hatte zuvor
erklÃ¤rt, in dem genannten Zeitraum als Buchhalter in der Lebensmittel- und
Delikatessenhandlung M S in C versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt gewesen zu sein
und BeitrÃ¤ge zur Sozialversicherung entrichtet zu haben. Zum Nachweis hatte er
eine schriftliche ErklÃ¤rung der K S vom 27. Juni 1995 vorgelegt, auf die Bezug
genommen wird. Mit Widerspruchsbescheid vom 25. Februar 1999 wies die
Beklagte den auf BerÃ¼cksichtigung einer Beitrags- bzw. BeschÃ¤ftigungszeit nach
dem FRG von Juli 1937 bis Juni 1941 gerichteten Widerspruch, mit dem der KlÃ¤ger
noch eine schriftliche ErklÃ¤rung der B R vom 18. Mai 1998 eingereicht hatte,
zurÃ¼ck.

Im Klageverfahren hat das Sozialgericht (SG) Berlin im Wege der Rechtshilfe das
zustÃ¤ndige Gericht des Staates Israel bzw. das Generalkonsulat der
Bundesrepublik Deutschland in M um die uneidliche Vernehmung der Zeuginnen S
und R ersucht. Wegen des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf das
Vernehmungsprotokoll des Amtsgerichts in T A vom 29. MÃ¤rz 2000 und das
Protokoll des Generalkonsulats der Bundesrepublik Deutschland M vom 22. MÃ¤rz
2000 Bezug genommen.

Mit Urteil vom 16. Juni 2003 hat das SG die auf Neufeststellung der Regelaltersrente
unter BerÃ¼cksichtigung einer Beitragszeit nach dem FRG vom 1. Juli 1937 bis 30.
Juni 1941 gerichtete Klage abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung ist ausgefÃ¼hrt: Die
Klage sei nicht begrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger habe gegen die Beklagte keinen Anspruch
auf Neuberechnung seiner Regelaltersrente unter Anerkennung der Zeit vom 1. Juli
1937 bis 30. Juni 1941 als Fremdbeitragszeit. Die in Rede stehende Zeit sei weder
als Beitrags- noch als BeschÃ¤ftigungszeit nach den Â§Â§ 15, 16 FRG nachgewiesen
bzw. glaubhaft gemacht. Nach dem eigenen Vorbringen des KlÃ¤gers bestÃ¼nden
erhebliche Zweifel am Bestehen eines BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses in der
streitigen Zeit. Denn der KlÃ¤ger habe im EntschÃ¤digungsverfahren zeitnah und
mehrfach erklÃ¤rt, in der Zeit von 1935 bis 1938 eine Schlosserlehre absolviert zu
haben und nachher selbstÃ¤ndig als Inhaber einer Kunstschlosserei tÃ¤tig gewesen
zu sein, die ihm sein Vater eingerichtet habe. Die jetzt behauptete BeschÃ¤ftigung
als Buchhalter in der Delikatessenhandlung M S sei mit diesem Vorbringen im
EntschÃ¤digungsverfahren nicht in Einklang zu bringen. Auch die ErklÃ¤rungen des
KlÃ¤gers zu seinem widersprÃ¼chlichen Vorbringen wÃ¼rden nicht Ã¼berzeugen.
Angesichts der Unstimmigkeiten in den Aussagen der gehÃ¶rten Zeuginnen S und R
sei auch insoweit eine Glaubhaftmachung nicht gelungen. Im Ã�brigen sei der
KlÃ¤ger auch in der Aufenthaltsbescheinigung des Internationalen Roten Kreuzes
aus dem Jahr 1961 als "Arbeiter" verzeichnet, was dem Beruf des Buchhalters nicht
entspreche.

Mit der Berufung verfolgt der KlÃ¤ger sein Begehren weiter. Er trÃ¤gt vor: Das SG
habe die Aussagen der Zeuginnen S und R nicht zutreffend gewÃ¼rdigt. Diesen
Aussagen sei zweifelsfrei zu entnehmen, dass er â�� der KlÃ¤ger â�� von 1937 bis
1941 als Buchhalter in der Delikatessenhandlung M S versicherungspflichtig
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beschÃ¤ftigt gewesen sei. Dabei komme der Aussage der Zeugin S deshalb
besonderes Gewicht zu, weil sie seinerzeit seine Chefin gewesen sei. Die Angaben
im EntschÃ¤digungsverfahren beruhten auf einem MissverstÃ¤ndnis. Sein Vater
habe zwar 1938 tatsÃ¤chlich eine Kunstschlosserei eingerichtet und dort seien auch
zwei Arbeiter beschÃ¤ftigt gewesen, aber nicht er selbst. Im Ã�brigen sei in
RumÃ¤nien jeder Arbeitnehmer sozialversichert gewesen.

Der KlÃ¤ger beantragt nach seinem Vorbringen,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 16. Juni 2003 aufzuheben und die Beklagte
unter Ã�nderung des Bescheides vom 30. Oktober 1998 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 25. Februar 1999 zu verurteilen, seine
Regelaltersrente fÃ¼r die Zeit ab 1. Juli 1990 neu zu berechnen und dabei eine
glaubhaft gemachte Beitragszeit im Sinne von Â§ 15 Fremdrentengesetz vom 1. Juli
1937 bis 30. Juni 1941 zu berÃ¼cksichtigen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

Wegen des weiteren Vorbringens der Beteiligten wird auf die zum Verfahren
eingereichten SchriftsÃ¤tze nebst Anlagen Bezug genommen.

Die Akte der Beklagten, die EntschÃ¤digungsakte des Amts fÃ¼r
Wiedergutmachung in S (VA-Nr. ) und die Gerichtsakte haben vorgelegen und sind
Gegenstand der Entscheidungsfindung gewesen.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch den Berichterstatter an
Stelle des Senats ohne mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt (Â§Â§ 124
Abs. 2, 155 Abs. 3 und Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz -SGG-).

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des KlÃ¤gers ist nicht begrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger hat gegen die Beklagte keinen Anspruch auf Neuberechnung seiner
Regelaltersrente fÃ¼r die Zeit ab 1. Juli 1990 unter BerÃ¼cksichtigung einer
glaubhaft gemachten Beitragszeit im Sinne von Â§ 15 Abs. 1 Satz 1 FRG vom 1. Juli
1937 bis 30. Juni 1941.

Der von dem KlÃ¤ger geltend gemachte Anspruch richtet sich noch nach den bis 31.
Dezember 1991 geltenden Vorschriften des Â§ 25 Abs. 5 und Abs. 7 Satz 3
Angestelltenversicherungsgesetz (AVG). Der KlÃ¤ger hatte seinen Rentenantrag
zwar erst im Januar 1997 gestellt. Im Hinblick auf die seinerzeit beantragte und
bereits durchgefÃ¼hrte Nachentrichtung nach Nr. 8 SP-DASVA ist die Rente aber
bereits ab 1. Juli 1990 zu gewÃ¤hren (vgl. Nr. 8 Buchst. i Satz 2 SP-DASVA).
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Ein Anspruch des KlÃ¤gers auf Neuberechnung seiner Regelaltersrente unter
BerÃ¼cksichtigung der in Rede stehenden Beitragszeit vom 1. Juli 1937 bis 30. Juni
1941 besteht nicht, weil diese Zeit weder nachgewiesen noch glaubhaft gemacht
ist, und zwar auch nicht als BeschÃ¤ftigungszeit im Sinne von Â§ 16 Abs. 1 FRG.
Beitragszeiten, die bei einem nichtdeutschen TrÃ¤ger der gesetzlichen
Rentenversicherungen zurÃ¼ckgelegt sind, stehen den nach Bundesrecht
zurÃ¼ckgelegten Beitragszeiten gleich (Â§ 15 Abs. 1 Satz 1 FRG). Ungeachtet
dessen, ob die tatbestandlichen Voraussetzungen der Â§Â§ 20 Abs. 1 und Abs. 2 des
Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts in
der Sozialversicherung (WGSVG), 17a FRG in der Person des KlÃ¤gers, der nicht zu
dem Personenkreis des Â§ 1 FRG zu zÃ¤hlen ist, erfÃ¼llt sind, ist ein entgeltliches
und damit versicherungspflichtiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis des KlÃ¤gers in
dem in Rede stehenden Zeitraum, fÃ¼r das BeitrÃ¤ge zu einem
SozialversicherungstrÃ¤ger abgefÃ¼hrt wurden, nicht ausreichend glaubhaft
gemacht. Nach dem Gesamtergebnis des Verfahrens ist das Vorliegen der
Voraussetzungen der geltend gemachten Beitragszeiten nicht Ã¼berwiegend
wahrscheinlich. Nichts anderes gilt fÃ¼r das Vorliegen von BeschÃ¤ftigungszeiten
im Sinne von Â§ 16 Abs. 1 FRG.

Beitragsnachweise fÃ¼r den streitigen Zeitraum liegen nicht vor. Auch die
Glaubhaftmachung von Beitragszeiten ist nicht gelungen. Denn die Entrichtung von
PflichtbeitrÃ¤gen zur rumÃ¤nischen Sozialversicherung oder der Abzug eines
Beitragsanteiles vom Gehalt ist jedenfalls nicht Ã¼berwiegend wahrscheinlich (vgl. 
Â§ 4 Abs. 1 FRG). Es lÃ¤sst sich mit der erforderlichen Sicherheit bereits nicht
feststellen, ob der KlÃ¤ger in dem hier streitigen Zeitraum Ã¼berhaupt einer
abhÃ¤ngigen und entgeltlichen und damit versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung
nachging. Eine Glaubhaftmachung scheitert im Wesentlichen schon an dem
widersprÃ¼chlichen Gesamtvorbringen des KlÃ¤gers. Dieses kann grundsÃ¤tzlich
nur dann Grundlage einer Glaubhaftmachung sein, wenn es widerspruchsfrei und in
sich sowie im Hinblick auf die besonderen historischen ZeitumstÃ¤nde schlÃ¼ssig
ist. Dies erfordert ein durchgÃ¤ngig stimmiges eigenes Vorbringen, beginnend mit
den ersten festgehaltenen Angaben noch in der Kriegszeit und der frÃ¼hen
Nachkriegszeit, insbesondere im EntschÃ¤digungsverfahren. Vorliegend sind die
WidersprÃ¼che im Gesamtvorbringen des KlÃ¤gers unauflÃ¶sbar. Im
EntschÃ¤digungsverfahren hatte der KlÃ¤ger in seinem Antrag auf
Wiedergutmachung von Schaden an KÃ¶rper oder Gesundheit am 2. November
1966 erklÃ¤rt, vor der Verfolgung keiner Krankenkasse angehÃ¶rt zu haben und in
C Inhaber einer eigenen Kunstschlosser-WerkstÃ¤tte gewesen zu sein. Diese habe
er Ende 1938 erÃ¶ffnet und nach kurzer Zeit zwei Arbeiter beschÃ¤ftigt, wobei sein
monatlicher "Reinverdienst" etwa 5.000,00 Lei betragen habe. Dieselben Angaben
finden sich in dem vom KlÃ¤ger am 21. Mai 1973 unterzeichneten Formular mit
Angaben fÃ¼r die Feststellung seiner ZugehÃ¶rigkeit zum deutschen Sprach- und
Kulturkreis. In seiner eidesstattlichen ErklÃ¤rung vom November 1966 hatte der
KlÃ¤ger zudem detailliert und im Hinblick auf die von ihm geschilderte
Berufsausbildung schlÃ¼ssig ausgefÃ¼hrt, dass ihm sein Vater, der ein
KolonialwarengeschÃ¤ft en-gros gefÃ¼hrt habe und sehr vermÃ¶gend gewesen sei,
auf seinen Wunsch im Jahr 1938 nach Beendigung des Technikums und seiner
praktischen Ausbildung eine Kunstschlosserei eingerichtet habe. Die Werkstatt habe
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somit in seinem Eigentum gestanden und sei unter seinem Namen, d.h. dem Namen
des KlÃ¤gers, gelaufen. Hinweise auf die jetzt im Rentenverfahren behauptete
BeschÃ¤ftigung als Buchhalter im DelikatessengeschÃ¤ft M S in C finden sich im
EntschÃ¤digungsverfahren an keiner Stelle. Abgesehen davon, dass die Angaben
des KlÃ¤gers im EntschÃ¤digungsverfahren im historischen Umfeld und infolge ihrer
ZeitnÃ¤he durchaus als glaubhaft anzusehen sind, sind keine tatsÃ¤chlichen
Anhaltspunkte erkennbar, weshalb der jetzigen Version des KlÃ¤gers mehr Glauben
geschenkt werden sollte. Dass die Einlassungen im EntschÃ¤digungsverfahren â��
wie der KlÃ¤ger nunmehr vortrÃ¤gt â�� lediglich auf einem MissverstÃ¤ndnis
beruhen, ist als Schutzbehauptung zu werten. Denn der KlÃ¤ger hat dieses
Vorbringen im EntschÃ¤digungsverfahren Ã¼ber viele Jahre hinweg, bei
verschiedenen Stellen und in unterschiedlichem Zusammenhang wiederholt und
widerspruchsfrei aufrechterhalten. Dass er nunmehr in seinem Schriftsatz vom 31.
Oktober 2003 einrÃ¤umt, frÃ¼her vielleicht "tÃ¶richte Angaben" gemacht zu
haben, rechtfertigt keine andere Beurteilung. Denn der KlÃ¤ger war sowohl im
seinerzeitigen EntschÃ¤digungsverfahren als auch im jetzigen Rentenverfahren
unmissverstÃ¤ndlich darauf hingewiesen worden, wahrheitsgemÃ¤Ã�e Angaben zu
machen. Weshalb die jetzigen Angaben "richtig" sein sollen, ist nicht ersichtlich. Es
ist nÃ¤mlich in gleichem MaÃ�e auch jetzt nicht auszuschlieÃ�en, dass der KlÃ¤ger
â�� wie er es fÃ¼r das EntschÃ¤digungsverfahren ja letztlich eingestanden hat â��
erneut ausschlieÃ�lich zweckgerichtete Angaben gemacht hat.

Keine andere Beurteilung folgt auch aus den jetzt anlÃ¤sslich ihrer persÃ¶nlichen
Vernehmung gemachten Aussagen der Zeuginnen S und R. Beide Zeuginnen haben
zwar bestÃ¤tigt, dass der KlÃ¤ger in dem streitigen Zeitraum (Zeugin R) bzw. bis
etwa 1940 (Zeugin S) in dem DelikatessengeschÃ¤ft M S beschÃ¤ftigt gewesen sei.
Angaben Ã¼ber eine etwaige AbfÃ¼hrung von BeitrÃ¤gen zur gesetzlichen
Rentenversicherung haben jedoch beide Zeuginnen nicht machen kÃ¶nnen. Im
Ã�brigen ist nicht ersichtlich, woher die Zeugin R ihr Wissen bezogen hat. Sie hat
hierzu lediglich ausgefÃ¼hrt, zu den angegebenen Zeiten wie der KlÃ¤ger in
RumÃ¤nien gewohnt zu haben, wo es allgemein Ã¼blich und bekannt gewesen sei,
dass Arbeitnehmer renten- und krankenversichert hÃ¤tten sein mÃ¼ssen. Hieraus
erhellt, dass die Einlassungen der Zeugin R zu der angeblichen BeschÃ¤ftigung des
KlÃ¤gers als Buchhalter bei dem DelikatessengeschÃ¤ft M S nicht auf eigenem
unmittelbarem, sondern auf erworbenem Wissen beruhen. Hinsichtlich der Aussage
der Zeugin S fÃ¤llt zudem auf, dass ihre Angaben anlÃ¤sslich der persÃ¶nlichen
Vernehmung weit unbestimmter und undetaillierter waren als in ihrer schriftlichen
ErklÃ¤rung vom 27. Juni 1995. Dort hatte sie noch detaillierte Angaben zu Beginn
und Ende sowie zum Inhalt des in Rede stehenden BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses
wie auch zur Berufsausbildung des KlÃ¤gers gemacht. Bei der erforderlichen
Gesamtschau gilt im Ã�brigen auch hier, dass die Aussagen der Zeuginnen nicht
geeignet sind, die WidersprÃ¼che im Vorbringen des KlÃ¤gers auszurÃ¤umen.
Setzt nÃ¤mlich ein Antragsteller â�� wie hier der KlÃ¤ger â�� bereits mit seinem
Gesamtvorbringen WidersprÃ¼che, die praktisch nicht auflÃ¶sbar sind, dann lÃ¤sst
sich auch durch ZeugenerklÃ¤rungen regelmÃ¤Ã�ig nicht zweifelsfrei feststellen, ob
nun die im Rentenverfahren gemachte oder die gegenteilige Version im
EntschÃ¤digungsverfahren Ã¼berwiegend wahrscheinlich ist. Ein beweisrechtlich
relevantes Ã�berwiegen ist in diesem Fall schon aus in der Person des KlÃ¤gers
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bzw. Antragstellers liegenden GrÃ¼nden ausgeschlossen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 oder 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 22.03.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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